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(Nr. 14191.) Zweites Geſetz zur Anderung des Geſetzes zur Vereinfachung und Verbilligung der Ver⸗ 
waltung 1 (ritterſchaftlicher) Kreditinſtitute. Vom 22. Oktober 1934. 


Das 5 hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 

Das Geſetz zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung landſchaftlicher (vitter- 
ſchaftlicher) Kreditinſtitute vom 12. November 1933 (Geſetzſamml. S. 401) in der Faſſung des Ge- 
ſetzes vom 24. Februar 1934 (Geſetzſamml. S. 67) wird dahin geändert, daß die Vorſchriften des 
Artikels II Abſ. 2 erſt am 31. März 1935 außer Kraft treten. 


8 2 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 22. Oktober 1934. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Darré, 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und e das e Ge⸗ 
ſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 0 


Berlin, den 22. Oftober 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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(Nr. 14192.) Geſetz über den Austauſch von Parzellen zwiſchen der Landgemeinde Schmenzin im Kreiſe 
Belgard und der Landgemeinde Althütten im Kreiſe Neuſtettin. Vom 22. Oktober 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 


(1) Aus dem Gemeindebezirke Schmenzin im Kreiſe Belgard werden folgende Parzellen in den 
Bezirk der Landgemeinde Althütten im Kreiſe Neuſtettin eingegliedert: 
Gemarkung Schmenzin, Kartenbl. 7, Parzellen⸗Nr. 45/9, 46/11, 48/14; 
Gemarkung Gethberg, Kartenbl. 1, Parzellen⸗Nr. 114½, 3, 4, 113/5, 6 bis 15, 76/16, 
77/16, 17, 18, 92/19 bis 95/19, 20, 75/21, 63/22 bis 65/22, 67/22, 78/22, 79/22, 66/23, 
68/23, 73/24, 74/24, 72/25, 86/27 etc., 69/32, 105/32, 106/33, 98/32, 99/32, 100/32, 
96/32, 107/34, 71/35, 61/36, 62/36, 80/37, 81/38, 82/38 ete., 59/39, 108/39, 40 bis 46, 
112/47, 48, 49, 111/50, 119/51, 52, 53, 109/55, 110/56, 115/1; 
Gemarkung Althütten, Kartenbl. 1, Parzellen⸗Nr. 154/0.3, 155/0.3, 156/0:15, 153/0.1; 
Gemarkung Zechendorf Gut, Kartenbl. 1, Parzellen⸗Nr. 112/45, 116/43, 117/47, 118/43. 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes tritt in dem im Abſ. 1 bezeichneten Gebiete das Orts⸗ 
recht der Landgemeinde Althütten und das Kreisrecht des Landkreiſes Neuſtettin in Kraft. 
(3) Mit dem gleichen Zeitpunkte werden die in der Landgemeinde Althütten geltenden Polizei⸗ 
verordnungen auf das eingegliederte Gebiet ausgedehnt. 


[am ö § 2. 
(1) Aus dem Gemeindebezirk Althütten im Kreiſe Neuſtettin werden folgende Parzellen in den 
Bezirk der Landgemeinde Schmenzin im Kreiſe Belgard eingegliedert: 
Gemarkung Neuhütten, Kartenbl. 1, Parzellen⸗Nr. 105/1, 106/14, 107/16, 108/13, 
109/12, 110%, 72 bis 77, 120/78, 92, 93. f 


(2) Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes tritt in dem im Wf. 1 bezeichneten Gebiete das Orts⸗ 
recht der Landgemeinde Schmenzin und das Kreisrecht des Kreiſes Belgard in Kraft. 


(3) Mit dem gleichen Zeitpunkte werden die in der Landgemeinde Schmenzin geltenden Polizei⸗ 
verordnungen auf das eingegliederte Gebiet ausgedehnt. 


§ 3. 
Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 22. Oktober 1934. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 22. Oktober 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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(Nr. 14193.) Drittes Geſetz zur Anderung des Geſetzes über den Provinzialrat. Vom 25. Oktober 1934. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel I. 
§ 16 des Geſetzes über den Provinzialrat vom 17. Juli 1933 (Geſetzſamml. S. 254) in der 
Faſſung der Geſetze vom 15. Februar 1934 (Geſetzſamml. S. 57) und vom 11. April 1934 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 249) erhält folgende Faſſung: 
§ 16. 

() Die SS 1 bis 15 gelten für den Provinzialrat der Hauptſtadt Berlin ſinngemäß; die in 
Berlin wohnhaften Staatsräte ſind jedoch nicht kraft ihres Amtes Mitglieder des 
Provinzialrats. 

(2) Der Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin iſt Präſident des Provinzialrats. 

(3) Der Polizeipräſident, der Präſident der Bau- und Finanzdirektion und der Oberbürger⸗ 
meiſter gehören dem Provinzialrate kraft ihres Amtes an. 


Artikel I. 
Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 16. Oktober 1934. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 25. Oktober 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Rr. 14194.) Verordnung zur Anderung und Verlängerung der Preußiſchen Pachtſchutzordnung vom 
19. September 1927 (Geſetzſamml. S. 177) in der Faſſung der Verordnung vom 23. Auguſt 
1932 (Geſetzſamml. S. 293). Vom 13. Oktober 1934. 


Auf Grund der den oberſten Landesbehörden durch die Pachtſchutzordnung des Reichs vom 
23. Juli 1925 (Reichsgeſetzbl. I S. 152) bzw. vom 12. Juli 1927 (Reichsgeſetzbl. I S. 179) in der 
Faſſung des Geſetzes zur Verlängerung der Pachtſchutzordnung vom 9. Oktober 1934 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 913) erteilten Ermächtigung wird verordnet: 


Artikel . 
Die Preußiſche Pachtſchutzordnung vom 19. September 1927 (Geſetzſamml. S. 177) in der 
Faſſung der Verordnung vom 23. Auguſt 1932 (Geſetzſamml. S. 293) wird dahin geändert: 
1. Dem 8 3 wird ein vierter Abſatz hinzugefügt: 

(4) Wird ein Grundſtück nach einer von einer oberſten Reichsbehörde oder der von 
ihr beſtimmten Stelle ausgeſtellten Beſcheinigung für öffentliche Zwecke gebraucht, ſo 
finden die Vorſchriften im Abſ. La) und b) keine Anwendung; einem Antrage nach 
Abſ. 1 c) iſt zu entſprechen, ſofern der Landesbauernführer beſcheinigt, daß eine Einigung 
über die Entſchädigung erzielt iſt. 

2. Im 8 58 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „am 30. September 1934 außer Kraft“ 
die Worte „am 30. September 1936 außer Kraft“. | 
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Artikel UI. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1934 in Kraft. 


Berlin, den 13. Oktober 1934. 


Zugleich für den Preußiſchen Landwirtſchaftsminiſter und den Preußiſchen Finanzminiſter: 
Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Gürtner. 


(Nr. 14195.) Polizeiverordnung über die Benennung von Schiffen. Vom 17. Oktober 1934. 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) in 
Verbindung mit § 8 des Geſetzes zum Schutze der nationalen Symbole vom 19. Mai 1933 (Reichs⸗ 
gejegbl. I S. 285) wird auf Anregung des Reichsminiſters für Volksaufklärung und Propaganda 
für das Land Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 

1 


Kauffahrteiſchiffe, die die Reichsflagge zu führen haben, und Binnenſchiffe, die gewerblichen 
Zwecken dienen, dürfen einen Namen von nationaler Bedeutung nur mit Genehmigung der Landes⸗ 
polizeibehörde führen. 

82. 

Die Nichtbefolgung des § 1 wird gemäß § 9 Abſ. 2 des Geſetzes zum Schutze der nationalen 
Symbole vom 19. Mai 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 285) mit Geldſtrafe bis zu 150 AM oder mit 
Haft beſtraft. f 

§ 3. 
Dieſe Polizeiverordnung tritt ſofort nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 


Berlin, den 17. Oktober 1934. 


Der Preußische Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 
Grauert. 


(Nr. 14196.) Prüfungsordnung für Krankenkaſſenangeſtellte in Preußen. Vom 19. Oktober 1934. 


Auf Grund des § 7 der Vierten Verordnung zur Neuordnung der Krankenverſicherung vom 
3. Februar 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 84) und der Sechſten Verordnung zur Neuordnung der 
Krankenverſicherung vom 29. September 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 868) wird für die Anſtellung bei 
den Krankenkaſſen und Kaſſenverbänden (§ 406 Reichsverſicherungsordnung) folgende Prüfungs⸗ 
ordnung erlaſſen: 8 
Prüfungsausſchüſſe.“ 
§ 1. 
f (1) Für den Bezirk jedes Oberverſicherungsamts werden ein oder mehrere Prüfungsausſchüſſe 
gebildet. Die oberſte Verwaltungsbehörde kann einen Prüfungsausſchuß für mehrere Bezirke 
errichten. 
(2) Jeder Prüfungsausſchuß beſteht aus dem Vorſitzenden und vier Beiſitzern. Für die Bei- 
ſitzer ſind vier Stellvertreter zu beſtellen. : 
0) Vorſitzender des Prüfungsausſchuſſes iſt der Direktor des Oberverſicherungsamts. Wenn 
für den Bezirk eines Oberverſicherungsamts mehrere Prüfungsausſchüſſe gebildet find, beſtimmt 
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die oberſte Verwaltungsbehörde die Vorſitzenden. Der Vorſitzende führt die laufenden Geſchäfte des 
Prüfungsausſchuſſes und trägt die Verantwortung für deſſen ordnungsmäßige Zuſammenſetzung. 
Er darf ſich ohne beſondere Genehmigung der oberſten Verwaltungsbehörde nicht vertreten laſſen. 

(4) Die Beiſitzer und Stellvertreter werden auf gemeinſamen Vorſchlag der Spitzenverbände 
der reichsgeſetzlichen Krankenkaſſen, der im Benehmen mit dem Reichsbunde der deutſchen Beamten 
erfolgt, auf die Dauer von vier Jahren von dem Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes ernannt. 
Beiſitzer und Stellvertreter müſſen beide Prüfungen nach dieſer Prüfungsordnung abgelegt haben 
oder die Vorausſetzungen des § 16 erfüllen. Einer von ihnen muß in der Lage ſein, die Prüfungen 
auf dem Gebiete der Staatsbürgerkunde (nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung), der Raſſenkunde 
ſowie der Raſſen- und Erbgeſundheitspflege vorzunehmen. 


Arten der Prüfung. 


8§ 2. 

(1) Die erſte oder Anſtellungsprüfung dient zur Feſtſtellung der Befähigung für den einfachen 
Krankenkaſſendienſt. Dieſe Prüfung bildet vorbehaltlich des § 3 die Vorausſetzung für eine plan- 
mäßige Anſtellung im Krankenkaſſendienſt mit den Bezügen der Gruppen A8 a und A7 der 
Reichsbeſoldungsordnung. 

(2) Die zweite oder Beförderungsprüfung dient zur Feſtſtellung der Befähigung für den 
ſchwierigen Krankenkaſſendienſt. Dieſe Prüfung bildet vorbehaltlich des § 3 die Vorausſetzung für 
eine planmäßige Anſtellung im Krankenkaſſendienſt mit den Bezügen einer höheren Gruppe als der 
Gruppe A 4 d der Reichsbeſoldungsordnung. 


Prüfungsfreie Stellen. 


§ 3. 
Folgende Stellen können ohne Machete der für den Krankenkaſſendienſt geltenden e 
beſetzt werden: 

1. Stellen, die niedriger als nach Gruppe A8 a der Reichsbeſoldungsordnung beſoldet 
werden; 

2. Stellen der Krankenbeſucher; 

3. Stellen, die nach der Dienſtordnung ausſchließlich für beſondere Fachgebiete eingerichtet 
find; 

4. Stellen, die für Schwerbeſchädigte nach § 3 der Zweiten Verordnung zur Neuordnung der 

Krankenverſicherung vom 4. November 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 809) geſchaffen ſind. 


Zulaſſung zur Prüfung. 
§ 4. 
(1) Zu den Prüfungen wird nur zugelaſſen, wer 
a) mindeſtens 21 Jahre alt iſt, 
b) die erforderliche Vorbereitungszeit zurückgelegt hat, 
e) die geſetzlichen Vorausſetzungen für eine Anſtellung im öffentlichen Dienſte ere 
lich ariſche Abſtammung, deutſche Staatsangehörigkeit, nationale Be 
erfüllt. f 
Die Vorbereitungszeit muß bei einer reichsgeſetzlichen Krankenkaſſe, einem Kaſſenperbande 
($ 406 Reichsverſicherungsordnung) oder einer Kaſſenvereinigung (8. 414 Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung) zurückgelegt ſein und mindeſtens drei Jahre betragen. Der Prüfungsausſchuß kann fe 
ausnahmsweiſe auf zwei Jahre ermäßigen. Für „ beträgt die Vorbereitungs⸗ 
zeit ein Jahr. os 
(3) Bur Bine en kann nur gelen werden, wer 
a) die Anſtellungsprüfung erfolgreich abgelegt hat oder von ihr nach ae beben Be⸗ 
ſtimmungen ordnungsmäßig befreit war, 
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p) mindeſtens zwei Jahre nach der Anſtellungsprüfung oder der Befreiung von dieſer 
Prüfung im Dienſte der Krankenverſicherung (Abſ. 2 Satz 1) tätig geweſen iſt. 


85 
(1) Der Vorſitzende des Prüfungsausſchuſſes kann im Einzelfall beſtimmen, 

a) daß als Vorausſetzung für die Beförderungsprüfung an Stelle der Anſtellungs⸗ 
prüfung eine mindeſtens gleichwertige Prüfung für den ſtaatlichen oder gemeindlichen 
Dienſt oder den Dienſt bei einem anderen Verſicherungszweige genügt, 

b) daß auf die Vorbereitungszeit oder Zwiſchendienſtzeit die Dienſtzeit bei einer Erſatz⸗ 
kaſſe, einem Verſicherungsträger eines anderen Verſicherungszweigs oder einer Ver⸗ 
ſicherungsbehörde ganz oder teilweiſe angerechnet wird. 

(2) Ausnahmsweiſe kann die oberſte Verwaltungsbehörde auf Antrag des Vorſitzenden des 
Prüfungsausſchuſſes andere Dienſtzeiten anrechnen. 


§ 6. 
() Wer die Prüfung nicht beſtanden hat oder ausgeſchloſſen worden ijt, kann ſie einmal, 
früheſtens ſechs Monate nach dem Tage der erſten mündlichen Prüfung, wiederholen. 
(2) Iſt ein zur Prüfung zugelaſſener Prüfling mehrmals, fet es auch mit Entſchuldigungen, 
ausgeblieben oder bereits zweimal zurückgetreten, ſo kann ihm die fernere Zulaſſung verſagt werden. 


Prüfungs verfahren. 


§ 7. 
(1) Der Vorſitzende des Prüfungsausſchuſſes ſetzt Zeit und Ort der Prüfungen ſowie die Friſt 
zur Einreichung der Zulaſſungsanträge feſt. 5 
(2) Der Prüfling hat friſtgemäß den Antrag auf Zulaſſung bei der dienſtgebenden Kranken⸗ 
kaſſe (Kaſſenverband) oder, wenn er bei keiner Krankenkaſſe beſchäftigt iſt, bei einer Krankenkaſſe 
ſeines Wohnſitzes einzureichen. 
Dem Antrage ſind beizufügen: 
a) ein ſelbſtverfaßter und ſelbſtgeſchriebener Lebenslauf; 
p) Beſcheinigungen über die Art und Dauer des Vorbereitungsdienſtes und über das 
Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen für die Zulaſſung zur Prüfung (88 4 und 5) 
ſowie Beſcheinigungen über die Teilnahme an beſonderen Unterrichtslehrgängen; 
e) eine Beſcheinigung eines ſtaatlich geprüften Lehrers für Kurzſchrift darüber, daß der 
Prüfling mindeſtens 80 Silben Kurzſchrift in der Minute richtig zu ſchreiben und 
zu übertragen vermag; 
d) bei Schwerbeſchädigten eine Angabe über die Art ihrer Beſchädigung. 


(3) Die dienſtgebende Krankenkaſſe (Kaſſenverband) hat den Antrag mit den Perſonalakten 
und einem Zeugnis über die Art der bisherigen Beſchäftigung ſowie über Leiſtung und Führung 
des Prüflings dem Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes weiterzuleiten. Gegebenenfalls iſt auch 
eine Beſcheinigung über die Beſchäftigung, die Leiſtung und Führung bei früheren Dienſtſtellen 
beizufügen. Iſt der Antrag bei einer Krankenkaſſe des Wohnſitzes gemäß Wb]. 2 geſtellt, jo hat ihn 
dieſe Kaſſe mit den im vorigen Satze bezeichneten Unterlagen, nach Möglichkeit auch mit Perſonal⸗ 
akten, weiterzuleiten. 4 * 


(4) Der Vorſitzende des Prüfungsausſchuſſes ſtellt feſt, ob die Vorausſetzungen für die Zu⸗ 
laſſung gegeben find. Wenn er die Zulaſſung verweigert, hat er die Gründe dem Antragſteller mit⸗ 
zuteilen. 

§ 8. 


(1) Die Prüfung gliedert ſich in einen mündlichen und einen ſchriftlichen Teil. Die ſchrift⸗ 
liche Prüfung geht der mündlichen voraus. a 

(2) Die Prüfung iſt nicht öffentlich. Die oberſte Verwaltungsbehörde iſt berechtigt, Kommiſſare 
zu entſenden. | : 
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Schriftliche Prüfung. 
879. 
Der Vorſitzende des Prüfungsausſchuſſes ſetzt die Prüfungsaufgaben feſt. Er kann mehrere 
Aufgaben zur Wahl ſtellen. Für die im § 12 unter K 1 b und e, B 1 b und e vorgeſehenen Aufgaben 
hat ein Mitglied des Prüfungsausſchuſſes Muſterlöſungen zu fertigen. 


§ 10. 

(00) Die Prüflinge haben die Aufgaben unter Aufſicht eines Mitglieds des Prüfungsausſchuſſes 
zu bearbeiten. Sie dürfen nur die zugelaſſenen Hilfsmittel, wie Texte einſchlägiger Geſetze, benutzen. 
Bis zur Abgabe der Arbeiten dürfen ſie ohne Genehmigung des aufſichtführenden Mitglieds den 
Prüfungsraum nicht verlaſſen. Sie dürfen mit anderen Prüflingen weder mündlich noch ſchriftlich 
in Verbindung treten. 

(2) Verſucht ein Prüfling zu täuſchen, ſo iſt er von der weiteren Prüfung auszuſchließen. 
(3) Die Arbeiten müſſen mit der Hand gut leſerlich mit Tinte geſchrieben ſein. 


Mündliche Prüfung. 
§ 11. 

(1) Die mündliche Prüfung wird vor dem Prüfungsausſchuß abgelegt. 

(2) Der Vorſitzende lädt die Mitglieder des Prüfungsausſchuſſes und beſtimmt hierbei die 
Prüfungsgebiete, aus denen ſie Fragen zu ſtellen haben. 

(3) Im allgemeinen ſollen nicht mehr als ſechs Prüflinge und jeder Prüfling in der Regel 
insgeſamt eine halbe Stunde geprüft werden. 

(4) Der Vorſitzende und die Mitglieder des Prüfungsausſchuſſes ſollen bei der mündlichen 
Prüfung ſtändig anweſend ſein, um ſich ein Sa Urteil über die Leiſtungen der Auge Prüf⸗ 
linge bilden zu können. 


Prüfungsgebiet. 
§ 12. 
Das Prüfungsgebiet umfaßt | 
A für die Anſtellungsprüfung 
1. im ſchriftlichen Teile: 

a) Fertigung eines Aufſatzes aus dem Gebiete der Reichsverſicherung (bis zu drei 
Stunden), 

b) Bearbeitung von praktiſchen 11 aus dem Aufgabengebiete der Krankenkaſſen (bis 
zu zwei Stunden), 

e) Löſung mehrerer Rechenaufgaben, die den vier Grundrechnungsarten und dem 
Rechnen mit einfachen Brüchen zu entnehmen ſind (bis zu zwei Stunden); 

2. im mündlichen Teile: 

a) Allgemeine Kenntnis der Staatsbürgerkunde (nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung), 
der Raſſenkunde ſowie der Raſſen- und Erbgeſundheitspflege, 

b) Kenntnis der Grundzüge des Verfaſſungsrechts einſchließlich des Behördenaufbaues, 

e) Kenntnis der weſentlichen Beſtimmungen der Satzung und Krankenordnung der 
Krankenkaſſe, 

d) Kenntnis der Hauptbeſtimmungen der Reichsverſicherungsordnung, des Angeſtellten— 
verſicherungsgeſetzes, des Geſetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſen— 
verſicherung und des Reichsverſorgungsgeſetzes, fan dieſe Geſetze für die Arbeit bei 
Krankenkaſſen von Bedeutung ſind, 

e) allgemeine Kenntnis der techniſchen Einrichtungen des Geſchäftsbetriebs; 
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B für die Beförderungsprüfung 
1. im ſchriftlichen Teile: 

a) Fertigung eines größeren Aufſatzes oder zweier kleinerer Aufſätze aus dem Gebiete 
der Reichsverſicherung (bis zu vier Stunden), 

p) Bearbeitung verſchiedener praktiſcher Fragen aus dem Aufgabengebiete der Kranken⸗ 
kaſſen (bis zu zwei Stunden), 

e) Löſung mehrerer Rechenaufgaben, die den Gebieten der Friſtenrechnung, der Durch⸗ 
ſchnittsrechnung und der Zinsrechnung zu entnehmen find (bis zu zwei Stunden); 

2. im mündlichen Teile: 

a) vertiefte Kenntnis auf dem bei der Anſtellungsprüfung mündlich zu prüfenden 
Gebiete, 

p) eingehende Kenntnis der Rechtſprechung auf dem Gebiete der Reichsverſicherung, 
ſoweit ſie bei der Arbeit in Krankenkaſſen von Bedeutung iſt, 

e) Kenntnis der Beziehungen der Krankenkaſſen zu Arzten, Zahnärzten, Zahntechnikern 
uſw., ' 

d) Kenntnis der Grundbegriffe des Bürgerlichen Geſetzbuchs, des Hypothefen- und 
Grundbuchweſens ſowie des Zivilprozeßrechts einſchließlich der Zwangsvollſtreckung, 

e) Kenntnis des Verwaltungs⸗Zwangsverfahrens, 

f) Kenntnis des Beamten- und Beſoldungsrechts, 

g) allgemeine Kenntnis der Beſtimmungen des Geld- und Bankverkehrs. 


Beurteilung der Prüfung. 
§ 13. 

(1) Die Ergebniſſe der ſchriftlichen und mündlichen Prüfung ſowie das Geſamtergebnis ſind 
getrennt feſtzuſtellen. Für die Beurteilung der ſchriftlichen Arbeiten kann der Vorſitzende Bericht⸗ 
erſtatter ernennen. Bei der Bewertung der Ergebniſſe dürfen nur die Note I = ſehr gut, die Note II 
— gut, die Note III a — befriedigend, die Note III b — ausreichend und die Note IV = nicht aus⸗ 
reichend erteilt werden. 


(2) Bei Verſagen in der ſchriftlichen Prüfung kann der Wenke ehe den Prüfling von 
der mündlichen Prüfung zurückſtellen. 


(3) Läßt ſich im Prüfungsausſchuß eine Einigung nicht erzielen, fo entſcheidet der Vorſitzende. 
5 § 14. 
(1) Über den Verlauf der Prüfung iſt eine Niederſchrift zu fertigen und von dem Prüfungs⸗ 
ausſchuſſe zu unterzeichnen. 
(2) Am Schluſſe der Prüfung hat der Vorſitzende das Ergebnis bekanntzugeben. Er hat ferner 
über die abgelegte Prüfung dem Prüfling ein Zeugnis mit Angabe der erlangten Note auszu⸗ 
ſtellen und unter Beiſetzung des Siegels des Oberverſicherungsamts zu unterzeichnen. 


Gebühren und Koſten. 
§ 15. 

(1) Die Koſten der Prüfungen werden von den Spigenverbänden der Krankenkaſſen getragen. 
Die Prüflinge entrichten als Zuſchuß zu den Koſten eine Gebühr, die für die Anſtellungsprüfung 
10 RM und für die Beförderungsprüfung 20 AA beträgt. Für Prüflinge, die nicht Angeſtellte 
eines Trägers der Krankenverſicherung, eines „ oder einer oem find, 
erhöhen ſich die Gebühren auf 15 und 30 AM. 

(2) Der Vorſitzende teilt bei der Zulaſſung die Stelle mit, an ole di Gebühr, zu entrichten 
iſt. Die Zahlung iſt vor Beginn der Prüfung nachzuweiſen. teaver 
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Wechſel der Dienſtſtelle. 
§ 16. 


(1) Wer bei einer reichsgeſetzlichen Krankenkaſſe (Kaſſenverband, Kaſſenvereinigung) nach ab- 
gelegter Prüfung oder auf Grund einer ordnungsmäßigen, vor Inkrafttreten der Zweiten Ver⸗ 
ordnung zur Neuordnung der Krankenverſicherung vom 4. November 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 809) 
ausgeſprochenen Prüfungsbefreiung angeſtellt worden iſt, braucht keine Prüfung abzulegen, wenn 
er bei einer anderen Krankenkaſſe (Kaſſenverband) in einer Stelle angeſtellt wird, die derjenigen 
Gruppe entſpricht, in der er angeſtellt war oder zu deren Bekleidung ihn ſeine Prüfung be⸗ 
rechtigt hätte. 

(2) Das gleiche gilt für diejenigen Dienſtverpflichteten, die nach Regulativ- oder Dienſt⸗ 
ordnungsrecht zu einer Zeit angeſtellt worden find, als die Ablegung einer Prüfung noch nicht 
vorgeſchrieben war, und die ſeit dem 1. Januar 1928 in der Sozialverſicherung tätig geweſen ſind. 


Übergangsbeſtimmungen. 
§ 17. 

Die Friſtverkürzungen, die auf Grund des § 1 Nr 2 der Zweiten Verordnung zur Neu⸗ 
ordnung der Krankenverſicherung vom 4. November 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 809) und des Er⸗ 
laſſes des Preußiſchen Miniſters für Wirtſchaft und Arbeit vom 18. Dezember 1933 (MBlWuA. 
S. 566) vorgeſehen ſind, gelten bis zum 31. Dezember 1935 für diejenigen Angeſtellten weiter, die 
nach dem 1. März 1933 bis zum Inkrafttreten dieſer Prüfungsordnung bei einer Krankenkaſſe 
eingeſtellt worden ſind. 


Berlin, den 19. Oktober 1934. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
(Preußiſches Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit). 
Seldte. 


(Nr. 14197.) Fünfte Verordnung über Wohnſiedlungsgebiete. Vom 22. Oktober 1934. 


Auf Grund der §§ 1, 14 des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten 
vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 659) wird folgendes beſtimmt: 

Zu Wohnſiedlungsgebieten im Sinne des § 1 des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohn⸗ 
ſiedlungsgebieten vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 659) werden erklärt 


l. ausdem Gebiete des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk — An⸗ 
teil des Regierungsbezirkes Düſſeldorf — 
1. der Stadtkreis Duisburg⸗Hamborn mit Ausnahme folgender Stadtkerne: 

a) Alt Duisburg, der begrenzt wird durch die Königſtraße, Merkatorſtraße, Kremerſtraße, 
Pleſſingſtraße, Marientor, Marientorſtraße, Unterſtraße, Schwanentor, Schwanenſtraße, 
Alter Markt, Brüderſtraße, Niederſtraße, Stapeltor, Philoſophenweg, Weſeler Straße, 
Wupperſtraße, Lenneitraße, Dindenburgftrage, Falkſtraße, Oranienſtraße und die ee 
bahnſtrecke Duisburg Mülheim 

b) Ruhrort, der begrenzt wird durch die Straße „Am Vinckeufer“, Krausſtraße Sanpfiftiahe 
Rheinallee, Hombergerſtraße, en ne eee e und 
die Ruhrorter Straße 9052 

e) Hamborn, der begrenzt wird durch die Königstraße, Straße „Im Birkenkamp“, Richter⸗ 
ſtraße, Rathausſtraße, Duisburger Straße, ben die⸗ Ehe zum Schacht I 
und VI der Veſtag und die Beeckerſtraße 
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d) Marxloh, der begrenzt wird durch die Grilloſtraße, Bergſtraße, Gertrudenſtraße, Dahl⸗ 
ſtraße, Johannisſtraße, Sibyllenſtraße, Johannismarkt, Warbruckſtraße, Sandſtraße, 
Ottoſtraße, Roonſtraße, Bismarckſtraße und den Hindenburgplatz 

2. der Stadtkreis Eſſen mit Ausnahme des Stadtkernes (Altſtadt Eſſen), der umgrenzt wird 
durch die Berliner Straße, Röntgenſtraße, Marſchallſtraße, Altendorfer Straße, Grieperſtraße, 
die Bahnlinie Eſſen—Altendorf—Eſſen Nord, Pferdebahnſtraße, Johannisſtraße, Jakobſtraße, 

Grilloſtraße, Katzenbruchſtraße, Horſter Straße, Straße „Am Freiſtein“, Scharnhorſtſtraße, 

Karpinskiſtraße, Herzogſtraße und ihre gradlinige ſüdliche Verlängerung zur Gerlingſtraße, 

Gerlingſtraße, Söllingſtraße, Beuſtſtraße, Herkulesſtraße, Engelbertſtraße, Frillendorfer 

Straße, Eliſenſtraße, Burggrafenſtraße, die ſüdliche Grenze der Bergiſch⸗Märkiſchen Bahn, die 

Kaiſerhofſtraße, Wörth Straße, Spichern Straße, Herwarthſtraße, Moltkeſtraße, Olbrichſtraße, 

Henrieiſtraße, Rellinghauſer Straße, Richard⸗Wagner⸗Straße, Irmgardſtraße, Johannaſtraße, 

Marthaſtraße, Ortrudſtraße, Karolinenſtraße, Philippinenſtraße, Odaſtraße, Helferichſtraße, 

nördliche Grenze des Bahnhofs Eſſen⸗Rüttenſcheid, Schönleinplatz, Schönleinſtraße, Jenner⸗ 

ſtraße, Hufelandſtraße, Kaulbachſtraße, Mintropſtraße, Windmühlenſtraße, Keplerſtraße, 

Kruppſtraße VE; 

3. der Stadtkreis Mülheim⸗Ruhr mit Ausnahme: 

a) des Stadtkernes der Altſtadt, der umgrenzt wird durch die Ruhranlagen, Ruhrſtraße, 
Charlottenſtraße, Auerſtraße, Aktienſtraße, Sandſtraße, Horſt⸗Weſſel⸗Straße, Hegelſtraße 
und deren Verlängerung über die Eiſenbahn bis zur Hingbergſtraße, Bon-Bod-Straße, 
Dickswall, Kämpchenſtraße, Von⸗Einem⸗Straße, Weißenburger Straße, Lohſcheidt, 
Terſteegenſtraße, Kettwiger Straße, Alfred⸗Hugenberg⸗Straße, Adolf-Hitler⸗Straße, Wert⸗ 
gaſſe und die Delle 

p) des Gebiets von Mülheim⸗Broich, das umgrenzt wird durch die Ruhr, Duisburger Straße, 
Lederſtraße, Kurfürſtenſtraße, Prinzeß⸗Luiſe⸗Straße, Bülowſtraße, Liebigſtraße, Duis⸗ 
burger Straße und Schloßſtraße 

4. der Stadtkreis Oberhauſen mit Ausnahme: 

a) des Stadtkernes Alt Oberhauſen, der umgrenzt wird durch die Reichsbahnlinie Ober⸗ 
hauſen— Duisburg, die Bahnhofsanlagen des Hauptbahnhofs Oberhauſen, die Reichs⸗ 
bahnlinie Oſterfeld Nord —Oberhauſen, Reichsbahnlinie Oberhauſen—Sammelbahnhof 
Frintrop, die Weſtgrenze des Zechenplatzes der Zeche Oberhauſen, Lipperſtraße, 
Knappenſtraße, Falkenſteinſtraße, Dieckerſtraße, Hochſtraße, Mülheimer Straße und 
Grenzſtraße 

p) des Stadtkernes von Sterkrade, der umgrenzt wird durch die Bahnhofsanlagen des Haupt⸗ 
bahnhofs Sterkrade, die Reichsbahnlinie Sterkrade —Weſel, die Brandenburgſtraße, 
Marktſtraße, Friedhofſtraße, Viktoriaſtraße und deren Verlängerung bis zur Eichelkamp⸗ 
ſtraße, die Eichelkampſtraße, Holtenſtraße, Dorſtenſtraße, Albrechtſtraße, Steinbrinkſtraße 
und Friedrichſtraße 

e) des Stadtteils Oſterfeld, der umgrenzt wird durch die Admiral⸗von⸗Schröder⸗Straße, 
Weſtfäliſche Straße, Wallſtraße, die Bahnanlagen des Bahnhofs Oſterfeld Süd, die 
Hauptſtraße und Mittelſtraße 


5. der Landkreis Dinslaken 
6. das Gebiet der Stadt Weſel im Landkreis Rees 


7. aus dem Landkreiſe Moers die Stadtgemeinden: 
Moers, Homberg, Orſoy, Rheinberg und Rheinhauſen 
ſowie die Landgemeinden: a 
Porth, Budberg, Kamp-Lintfort, Kapellen, Neukirchen⸗Vluyn, Orſoy Land, Oſſenberg, Rayen, 
Repelen⸗Baerl, Rheurdt, Schaephuyſen, Vluynbuſch und Wallach 


8. aus dem Landkreiſe Düſſeldorf-Mettmann 
die Stadtgemeinde Kettwig; 
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Il, aus dem Gebiete des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk — 
Anteil des Regierungsbezirkes Münſter — 


der Stadtkreis Bottrop 

der Stadtkreis Gladbeck 

der Stadtkreis Gelſenkirchen-Buer mit Ausnahme des Gebiets in Gelſenkirchen, das ums 
grenzt wird durch die Franz⸗Seldte⸗Straße, Schalker Straße, Adolf-Hitler⸗Straße, Ringſtraße, 
Wickingſtraße, Nordgrenze des Hauptbahnhofs Gelſenkirchen, Weſtfront des Hauſes Voh⸗ 
winkelſtraße Nr. 10, Vohwinkelſtraße, Hindenburgſtraße, Oſtgrenze des alten Friedhofs und 
ihre gradlinige Verlängerung nach Norden bis zur Munkelſtraße (Weſtgrenze des Hauſes 
Weſtſtraße Nr. 2 und des Hauſes Munkelſtraße Nr. 3), Munkelſtraße und Litzmannſtraße 

4. der Stadtkreis Recklinghauſen 


5. der Landkreis Recklinghauſen ſüdlich der Lippe einſchließlich der Stadt Haltern und der 
Landgemeinden Herveſt und Holſterhauſen nördlich der Lippe; 


o hon Ee 


Il. aus dem Gebiete des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk — 
Anteil des Regierungsbezirkes Arnsberg — 

der Stadtkreis Wattenſcheid 

der Stadtkreis Wanne⸗Eickel 

der Stadtkreis Herne 

der Stadtkreis Caſtrop-Rauxel 

der Stadtkreis Lünen 

der Stadtkreis Hamm 


der Stadtkreis Bochum mit Ausnahme des Stadtkernes, der umgrenzt wird durch die Watten⸗ 
ſcheider Straße, Gahlenſche Straße, Eliſabethſtraße, Dorſtener Straße, Hildegardſtraße, 
Haldenſtraße, Joſefſtraße, Emſcher Straße, Herner Straße, Vödeſtraße, Bergſtraße, Kur— 
fürſtenſtraße, Cäcilienſtraße, Caſtroper Straße, Verbindungslinie von der Einmündung der 
Hagenſtraße in die Caſtroper Straße nach Süden bis zur Bachſtraße, Ringſtraße, Wittener 
Straße, Alſenſtraße, Wiemelhauſer Straße, Oskar⸗Hoffmann⸗Straße, Ewaldſtraße, Fürſten⸗ 
ſtraße, Hugo⸗Schultz-Straße, Bülowſtraße, Hattinger Straße, Ehrenfeldſtraße, Reichsbahn⸗ 
linie Bochum —Eſſen und den Maarbach bis zur Alleeſtraße 
8. der Stadtkreis Dortmund mit Ausnahme des Stadtkernes, der umgrenzt wird durch die 
Blücherſtraße, Mallinckrodtſtraße, Borſigſtraße, Weſtſeite des Borſigplatzes, Weißenburger 
Straße, Körnebachſtraße, Inſelſtraße, Klönneſtraße, Franziskanerſtraße, Von⸗der-Goltz⸗ 
Straße, Voßkuhle, Deggingſtraße, Feldſtraße, Wenkerſtraße, Landgrafenſtraße, Hohe Straße, 
Querſtraße, Arneckeſtraße, Kreuzſtraße, Große Heimſtraße, Straße „Neuer Graben“, Von⸗ 
der⸗Recke⸗Straße, Sonnenſtraße, Tremoniaſtraße, Langeſtraße, ſüdweſtliche Grenze der Reichs⸗ 
bahnanlagen, Übelgönne, Unionſtraße, Treibſtraße 


BD m 


1 


9. der Stadtkreis Witten mit Ausnahme des Stadtkernes, der umgrenzt wird durch die Bredde- 
ſtraße, Markſtraße, Wideyſtraße, Hauptſtraße, Bahnhofſtraße, Heilenſtraße, Caſinoſtraße, 
Wieſenſtraße, Steinſtraße und Nordſtraße 


10. der Stadtkreis Hagen mit Ausnahme der Ortskerne: 

a) Hagen Mittelſtadt, Alten Hagen, Meyer⸗Viertel, Eilpe und Wehringhauſen, der umgrenzt 
wird durch das Reichsbahngelände am Hagener Hauptbahnhof von der Unterführung der 
Wehringhauſer Straße bis zur Wehrſtraße, Ecke Eckeſeyer Straße, Reichsbahngelände 
bis zur Brinkſtraße, Ede Alleeſtraße, Brinkſtraße, Röntgenſtraße, Pettenkoferſtraße, Allee⸗ 
ſtraße, Boeler Straße, Straße „Am Raſtebaum“, Boeler Straße, Friedenſtraße, Spichern 
Straße, Siegſtraße, Rheinſtraße, Ringſtraße, Ahrſtraße, Königſtraße, Kaiſerſtraße, Wein⸗ 
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bergſtraße, Badstraße, Fleyer Straße, Müllerſtraße, Höingſtraße, Gneiſenauſtraße, 
Heinitzſtraße, Yorckſtraße, Blücherſtraße, Schillſtraße, Lützowſtraße, Scharnhorſt⸗ 
ſtraße, Haldener Straße, Küferſtraße, Rembergſtraße, Schabergſtraße, Eickert⸗ 
ſtraße, Iſerlohner Straße bis zur Marktbrücke, die Volme ſtromaufwärts, 
Südoſtſeite der Eiſenfabrik Alexander Poſt, Eilperſtraße, Selbecker Straße, 
Schmiedeſtraße, Riegeſtraße, Kurfürſtenſtraße, Franzſtraße, Breddeſtraße, Jägerſtraße, 
Empfangsgebäude Bahnhof Hagen —Oberhagen, Nordoſtgrenze des Geländes der Volme⸗ 
talbahn bis zur Schulſtraße, Bergſtraße, Goldbergſtraße, Buſcheyſtraße, Eugen⸗Richter⸗ 
Straße, Rehſtraße, Wehringhauſer Straße, ehemalige Stadtgrenze zwiſchen den Stadt⸗ 
teilen Hagen und Haspe bis zur Rheiniſchen Bahn, Südoſtgrenze des Geländes der Rhei⸗ 
niſchen Bahn, Weideſtraße, Taubenſtraße, Schwanenſtraße und Wehringhauſer Straße 

b) Hagen⸗Haspe, der umgrenzt wird durch Kölner Straße, Talſtraße, Frankſtraße, Heu⸗ 
bingſtraße, Tillmannſtraße, Corbacher Straße, Markanaſtraße, Voerder Straße, Klein⸗ 
bahnſtraße und Hänelſtraße. 

der Landkreis Ennepe⸗Ruhr mit Ausnahme des Amtes Breckerfeld, das gebildet wird durch 

die Landgemeinden Breckerfeld, Dahl und Waldbauer 

der Anteil des Kreiſes Iſerlohn am Gebiet des Siedlungsverbandes des Ruhrkohlenbezirkes 

mit der Stadtgemeinde Schwerte und dem Amte Weſthofen, das gebildet wird von den Land- 

gemeinden Garenfeld, Geiſeke, Holzen, Lichtendorf, Villigſt, Wandhofen und Weſthofen 


. dom Landkreis Unna 


die Städte: 
Unna 
Kamen 


das Amt Pelkum 


ferner vom Amt Unna⸗Kamen 
die Landgemeinden: 


Afferde Oberaden 
Heeren⸗Werwe Ohpherdicke 
Hengſen Südkamen 
Holzwickede Waſſerkull 
Maſſen Weddinghofen und 
Methler Weſtick 
Niederaden 


und vom Amte Rhynern 
die Landgemeinden: 
Braam⸗Oſtwennemar, Berge, Mark, Werries und Weſttünnen; 


IV. aus dem Regierungsbezirke Königsberg i. Pr. und zwar: 


a) der Stadtkreis Königsberg i. Pr. mit Ausnahme des Stadtkernes, der begrenzt wird durch 
die Straßen: Reichsbahnbrücke, Deutſch Ordensring, Belle⸗Alliance⸗Straße, Schindekop⸗ 
ſtraße, Auguſte⸗Viktoria⸗Allee, Cacilienallee, Wallring, Wrangelſtraße, Litauer Wallſtraße, 
nördliches Ufer des neuen Pregels bis zur Löbenichtſchen Schlachthofgaſſe, von hier recht— 
winklig nach Süden längs des öffentlichen Weges von der Pregelfähre bis zur Plantage, 

Plantage von Grundſtücksgrenze Steinfurt nach Weſten einſchließlich der unmittelbar ſüd⸗ 
lich anliegenden Grundſtücke, Lindengrabenſtraße, Weidendamm, Hohe Brücke, ſüdliches 
Ufer des alten Pregels bis zur verlängerten Horſt⸗Weſſel⸗Straße, Horſt⸗Weſſel⸗Straße, 
Poſener Straße, Dirſchauer Straße, Culmer Straße, Reichsplatz, Thorner Straße ein⸗ 
ſchließlich der ſüdlich engeengenten bebauten URES ee . Reichs⸗ 
bahnbrücke „ 228 
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b) aus dem Landkreiſe Königsberg i. Pr. 
die Landgemeinden: 


Adlig Neuendorf Metgethen 
Altenberg Moditten 
Beydritten Neuhauſen 
Bulitten Palmburg 
Charlottenburg Prappeln 
Godrienen Quednau 
Haffſtrom Schönfließ 
Kleinheide Seligenfeld 
Lauth Wundlacken 
Mandeln Ziegelau 


e) aus dem Landkreiſe Fiſchhauſen 
die Landgemeinden: 
Goldſchmiede 
Tannenwalde 
Trankwitz. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 22. Oktober 1934. 


Der Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 
In Vertretung: 
Feder. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(§ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


In Nr. 43 des MBliV. iſt die Erſte Verordnung zur Durchführung der Amtsordnung vom 
19. Oktober 1934 veröffentlicht worden. 


Berlin, den 19. Oktober 1934. 
Preußiſches Miniſterium des Innern. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Juni 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrgas Aktiengeſellſchaft in Eſſen zum 
Bau einer Gasfernleitung von der Zeche Emſcher-Lippe in Datteln zur Gasfernleitung 
Duisburg-Hannover (Teilabſchnitt Gelſenkirchen Dortmund) 

durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 26 S. 71, ausgegeben am 30. Juni 1934; 

2, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. September 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Erfurt zum Erwerb 
von Parzellen der Gemarkungen Erfurt und Melchendorf zum Bau von Gebäuden für 
öffentliche Zwecke 

durch das Amtsblatt der Regierung in Erfurt Nr. 38 S. 104, ausgegeben am 22. September 1934; 
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Or 


Preuß. Geſetzſammlung 1934. Nr. 43, ausgegeben am 27. 10. 34, 


. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. September 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Rheinprovinz 
zum Ausbau der Umgehungsſtraße Ehrenbreitſtein-Pfaffendorf-Horchheim-Niederlahnſtein 
durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 41 S. 125, ausgegeben am 29. September 1934; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. September 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Haltern zur Verlängerung des 
Prozeſſionswegs von der Pitter-Bey⸗Straße bis zur Straße zum Annaberg und zur 
Verlegung der Burbrocksgoſſe 

durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 40 S. 153, ausgegeben am 6. Oktober 1934; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. September 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stromverſorgungs A. ⸗ G. 
Oldenburg ⸗Oſtfriesland in Oldenburg zum Bau und Betrieb einer 20 000 Volt⸗Einfach⸗ 
leitung von einer Transformatorenſtation in Holthuſen über Stapelmoor, Vellage, Halter⸗ 
fähre, Völlen und von Mitling⸗Mark über Hilkenborg, Grotegaſte, Driever, Kloſter⸗ 
muhde, Esklum und Tjackleger bis zum ſüdlichen Brückenkopf der neuerbauten Ledabrücke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Aurich Nr. 39 S. 106, ausgegeben am 29. September 1934; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. September 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Landgemeinde Atteln, Kreis Büren, 
zum Ausbau des öffentlichen Weges Atteln-Ebbinghauſen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 39 S. 119, ausgegeben am 29. September 1934. 
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